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Bericht und Antrag 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 


zu dem Entwurf eines Gesetzes über die Finanzierung ölpreisbedingter 
Zahlungsbiianzdefizite von Mitgliedstaaten im Rahmen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

— Drucksache 7/2860 — 
und 

zu der Entschließung mit der Stellungnahme des Europäischen 
Parlaments zu dem Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften an den Rat für eine Verordnung über Gemeinschaftsanleihen 

— Drucksache 7/2778 — 


A. Problem 

In der EG besteht Einvernehmen darüber, daß die Gemeinschaft 
einen Beitrag zur Finanzierung der ölpreisbedingten Zahlungs- 
bilanzdefizite einiger Mitgliedstaaten leisten soll, um der Ge- 
fahr von Handelsrestriktionen und Krisensituationen vorzu- 
beugen. Zu diesem Zweck soll die Gemeinschaft Mittel aufneh- 
men („Gemeinschaftsanleihe") und als Darlehen an Mitglied- 
staaten mit ölpreisbedingten Zahlungsbilanzdefiziten weiterlei- 
ten. Um zu gewährleisten, daß die Gemeinschaft jederzeit allen 
Zins- und Tilgungsverpflichtungen für die aufgenommene An- 
leihe nachkommen kann, ist vorgesehen, daß die Erfüllung der 
Zahlungsverpflichtungen des begünstigten Mitgliedstaats von 
den übrigen Mitgliedstaaten nach bestimmten Regeln garantiert 
wird. Nach Artikel 115 GG bedarf die Bundesregierung hierzu 
einer gesetzlichen Ermächtigung. 


B. Lösung 

Ermächtigungsgesetz nach Artikel 115 GG. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
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Dru cks ache 7/2 961 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


C. Alternativen 

keine 


D. Vorschlag 

Der Deutsche Bundestag stimmt dem Gesetzentwurf der Bundes- 
regierung zu. Von der Entschließung mit der Stellungnahme des 
Europäischen Parlaments nimmt er Kenntnis. 

Darüber hinaus legt der Deutsche Bundestag der Bundesregie- 
rung eine eigene Entschließung vor. 
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A. Bericht des Abgeordneten Carstens (Emstek) 


Der Gesetzentwurf der Bundesregierung über den 
Entwurf eines Gesetzes über die Finanzierung 
ölpreisbedingter Zahlungsbilanzdefizite von Mit- 
gliedstaaten im Rahmen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft wurde in der 134. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 5, Dezember 1974 dem 
Haushaltsausschuß federführend und dem Ausschuß 
für Wirtschaft und dem Finanzausschuß zur Mit- 
beratung überwiesen. 

Die Entschließung mit der Stellungnahme des 
Europäischen Parlaments zu dem Vorschlag der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften an 
den Rat für eine Verordnung über Gemeinschafts- 
anleihen wurde in der 133. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 4. Dezember 1974 ebenso dem 
Haushaltsausschuß federführend und dem Ausschuß 
für Wirtschaft und dem Finanzausschuß zur Mit- 
beratung überwiesen. 

Der Haushaitsausschuß hat beide Vorlagen zu- 
nächst in seinem Unterausschuß zu Fragen der 
Europäischen Gemeinschaften vorberaten lassen, der 
in seiner Sitzung am 5. Dezember 1974 dem Haus- 
haltsausschuß empfohlen hat, dem Gesetzentwurf 


zuzustimmen und die Entschließung mit der Stel- 
lungnahme des Europäischen Parlaments zur Kennt- 
nis zu nehmen sowie eine eigene Entschließung zu 
fassen. 

Der mitberatende Ausschuß für Wirtschaft hat in 
seiner Sitzung am 11. Dezember 1974 dem obenge- 
nannten Gesetzentwurf unverändert nach der Vor- 
lage einstimmig zugestimmt. 

Der mitberatende Finanzausschuß empfiehlt, dem 
Gesetzentwurf unverändert zuzustimmen und von 
der Entschließung mit der Stellungnahme des Euro- 
päischen Parlaments Kenntnis zu nehmen. Er stimmt 
der vom Unterausschuß des Haushaltsausschusses 
gefaßten Entschließung mit der Maßgabe zu, daß 
zu Ziffer 3 der letzte Satzteil lautet „die auf die 
Wiederherstellung einer ausgeglichenen Zahlungs- 
bilanz zielt" und Ziffer 5 als inzwischen entbehrlich 
gestrichen wird. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
11. Dezember 1974 der Empfehlung seines Unteraus- 
schusses einstimmig zugestimmt und hierbei die 
Vorschläge des Finanzausschusses berücksichtigt. 


Bonn, den 11. Dezem-ber 1974 


Carstens (Emstek) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

a) dem Entwurf eines Gesetzes über die Finanzierung ölpreisbedingter Zah- 
lungsbilanzdefizite von Mitgliedstaaten im Rahmen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft — Drucksache 7/2860 — zuzustimmen; 

b) die Entschließung mit der Stellungnahme des Europäischen Parlaments zu dem 
Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat für 
eine Verordnung über Gemeinschaftsanleihen — Drucksache 7/2778 — zur 
Kenntnis zu nehmen; 

c) folgende Entschließung zu fassen: 

1. Die Ermächtigung des Bundesministers der Finanzen zur Garantieüber- 
nahme soll in das Haushaltsgesetz 1975 aufgenommen werden, zumindest 
mit deklaratorischer Bedeutung. 

2. Eine Anleihe soll nur vergeben werden, wenn der Mitgliedstaat, der sie 
erhalten soll, eigene Anstrengungen (z. B. Senkung des Erdölverbrauchs, 
stabilitätspolitische Maßnahmen) unternommen hat, um die durch die 
Erdölpreiserhöhung hervorgerufenen Zahlungsbilanzschwierigkeiten zu 
mindern. 

3. Darüber hinaus soll die Vergabe der Anleihe mit wirtschaftspolitischen 
Auflagen verbunden werden, die auf die Wiederherstellung einer aus- 
geglichenen Zahlungsbilanz abzielen. 

4. Auf die Einhaltung der Zweckbestimmung, wonach die Anleihen nur zur 
Überwindung von durch die Erdölpreiserhöhung hervorgerufenen Zah- 
lungsbilanzdefizite hingegeben werden sollen, ist besonderes Gewicht zu 
legen. 

5. Sowohl für die Beschlußfassung über das Zahlungsunvermögen des Schuld- 
nerstaats als auch für die Beschlußfassung über die Befreiung eines mit- 
haftenden Mitgliedstaats von der Garantiepflicht wird die qualifizierte 
Mehrheit zum Schutze der Interessen der Bundesrepublik nicht für aus- 
reichend gehalten. 

Die Bundesregierung soll sich deshalb darum bemühen, daß die Beschluß- 
fassung zumindest entsprechend der Regelung in Artikel 108 Abs. 2 Buch- 
stabe c des EWG-Vertrages herbeigeführt wird. Dies bedeutet, daß ein Mit- 
gliedstaat, den der Beschluß belastet, zu denjenigen gehören muß, die mit 
dem Beschluß einverstanden sind. 

6. Sollte der Fall eintreten, daß die Europäische Gemeinschaft einen Rest- 
betrag der Anleihe über den Haushalt finanzieren muß, so soll dies nicht 
in vollem Umfang über einen Nachtragshaushalt geschehen. Vielmehr soll 
ein Teil der Mittel durch Ersparnisse im Gemeinschaftshaushalt aufge- 
bracht werden. 


Bonn, den 11. Dezember 1974 


Der Haushaltsausschuß 

Leicht Carstens (Emstek) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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